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Nachrichten
Börse

Aktuelle Daten und Marktübersicht:
boerse.bernerzeitung.chAls sich vor zwölf Jahren der dama-

lige deutsche Bundespräsident
Johannes Rau mit der Flugaffäre

konfrontiert sah, kritisierte ihn Christian
Wulff scharf. Im Januar 2000 schrieb der
damalige CDU-Oppositionsführer im
niedersächsischen Landtag in der
«Berliner Zeitung»: «Es ist tragisch, dass
Deutschland in dieser schwierigen Zeit
keinen unbefangenen Bundespräsidenten
hat, der seine Stimme mit Autorität er-
heben kann.» Genau über diesen unein-
gelösten Anspruch ist Wulff in seiner
eigenen Affäre letztlich gestolpert. Auf-
gegeben aber hat er selbst erst, als die
Staatsanwaltschaft Hannover Ermitt-
lungen gegen ihn wegen Vorteilsannahme
und Vorteilsgewährung ankündigte –
Korruption heisst der Vorwurf also. Na-
türlich gilt auch für Wulff die Unschulds-
vermutung. Juristisch steht sein Fall jetzt
am Anfang. Politisch ist er zu Ende.

Mit dem Antrag auf Aufhebung seiner
Immunität war Wulff endgültig nicht
mehr handlungsfähig. Seit Mitte Dezem-

Endgültig ausgewulfft
rauswulffen» ist heute ein geflügeltes
Wort, es hat das Zeug zum Wort des
Jahres.

Wulff war ein Bundespräsident der
Superlative: Er war der jüngste, der erste,
gegen den Ermittlungen eingeleitet
wurden, und jener mit der kürzesten
Amtszeit – und doch hat keiner beim
Rücktritt länger gezaudert als er.

Die Affäre Wulff ist auch ein Debakel
für Angela Merkel und die CDU. Zwar
erreicht die Bundeskanzlerin in Umfra-
gen derzeit Traumwerte, doch ein dritter
Fehlgriff nach Horst Köhler und Wulff
wird sich auch Deutschlands erste Bun-
deskanzlerin kaum leisten können. Das
Amt des Bundespräsidenten braucht jetzt
zwingend wieder Würde, gesellschaftliche
Relevanz und moralische Autorität.
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ber hatte er sich immer mehr in einer
endlosen Spirale aus Halbwahrheiten,
Widersprüchen und Kalkül verheddert.
Das hat seine Glaubwürdigkeit, seine
Vorbildfunktion und sein Ansehen nach-
haltig untergraben. Und Glaubwürdigkeit
ist das höchste Gut für den Staats-
präsidenten, dessen Aufgaben vor allem
repräsentativer Natur sind.

Natürlich haben sich die Medien genüss-
lich auf jede neue Bagatelle und Unge-
reimtheit gestürzt, doch Wulff hat bei
der Demontage selbst mutwillig mitge-
wirkt. Ein Befreiungsschlag gelang ihm
nie. Was auch immer er in den letzten
zwei Monaten egal wo sagte, alle dachten
stets nur an seinen eigenen frivolen Um-
gang mit der Wahrheit, an seinen fatalen
Hang zum leichten Leben. Er wirkte dabei
wie ein Verschnitt aus Dorfpfarrer, «Geiz
ist geil» und «Deutschland sucht den
Superstar», ein Produkt des Zeitgeistes
eben. Im Internet wurde er zur Witzfigur,
Filmtitel wurden auf ihn adaptiert, «Einer
flog über das Eigenheim» etwa. Und «Sich
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GROSSRAUM BERN Die
Berner Geografieprofessorin
Heike Mayer hat das Potenzial
der Hauptstadtregion in einer
Studie ausgelotet. Ihr Schluss:
Bern solle seine hauptstadt-
spezifischen Kompetenzen
zwar stärken, aber vor allem
eine Wirtschaftspolitik betrei-
ben, die Innovation und unter-
nehmerische Dynamik fördert.

Erstmals legte der Verein Haupt-
stadtregion gestern an seiner
«Bilanzmedienkonferenz» ein
Jahr nach der Gründung etwas
konkreter dar, wie er die papiere-
ne Idee in die wirtschaftliche
Realität befördern möchte. Basis
ist eine eben abgeschlossene
Untersuchung von Heike Mayer,
Geografieprofessorin an der Uni-
versität Bern. Ihr Team versuch-
te, das ökonomische Wertschöp-
fungssystem des Politzentrums
zu verstehen und abzuleiten, wie
sich Bern bewegen müsste, um
seine Hauptstadtfunktion besser
zu verwerten.

Auf den ersten Blick sind
Mayers Ergebnisse ernüchternd.
Zwar konzentrierten sich in
Bern und den umliegenden Ge-
meinden Unternehmungen, Bü-
ros oder Lobbyorganisationen,
für die das Politzentrum der
Magnet darstellt. Aber, stellte
Heike Mayer fest: Viele Verbände
oder Medien mit Hauptstadt-
bezug seien auf die Metropolitan-
regionen Zürich, Basel oder
Genf-Lausanne verteilt.

Schweiz zu klein?
Das ist eine Besonderheit der
kleinen Schweiz. Salopp gesagt:
In einer Stunde fährt man von
Zürich nach Bern. Grosse Ver-
bände wie Economiesuisse sind
nicht darauf angewiesen, in der
Politzentrale anwesend zu sein.
Im Bedarfsfall sind ihre Leute
schneller in Bern, als man in
einer Grossstadt von einem Aus-
senquartier ins Zentrum fährt.

Trotz dieser Schwächung der
Hauptstadtfunktion empfiehlt
Geografin Mayer Bern, sich als
Politdrehscheibe zu profilieren –

aber ganz spezifisch. Zum Bei-
spiel, indem die Tagungs- und
Kongressinfrastruktur ausgebaut
wird. Oder sie regt an, orientiert
am Haus der Kantone, ein Haus
der Verbände, ein Haus der Wirt-
schaft oder ein Haus der NGOs
einzurichten, um die Rolle von
Bern als nationaler Debattier-
und Verhandlungsort zu stärken.

Aufschlussreich ist der Ver-
gleich mit wirtschaftlich erfolg-
reichen Hauptstädten wie Otta-
wa (Kanada), Brüssel, Wien,
Washington oder Canberra (Aus-
tralien), den Mayers Team ange-
stellt hat. Keine dieser Städte
setzt pointiert auf die Haupt-
stadtfunktion. Hingegen betrei-
ben alle eine Wirtschaftspolitik,
die auf Innovation und unterneh-
merische Dynamik setzt, streifen
ihr Image als langweilige Beam-

tenstadt ab und entwickeln poli-
tische Strukturen, dank denen sie
regional effizient agieren.

Das legt Mayer – sozusagen als
Hausaufgaben – Bern ans Herz.

Konkurrenz belebt
Für Stadtpräsident Alexander
Tschäppät gibt Mayers Studie die
Marschrichtung vor. Berns Er-
reichbarkeit – über den Bahnhof
Bern – habe erste Priorität. Des-
halb erarbeite der Verein in den
nächsten Monaten Grundlagen
zu den für die Hauptstadtregion
prioritären Bahnprojekten, da-
mit der Kampf um Bundesmittel
effizient geführt werden könne.
In Angriff nimmt der Verein auch
den Aufbau von zwei, drei wirt-
schaftlichen Clustern mit Haupt-
stadtbezug. Man denke an ein
Kommunikationscluster um das

Bakom in Biel oder ein IT-Cluster
um die Swisscom in Köniz.

«Einen nationalen Wahltag,
bei dem im Bundeshaus keine
Lichter brennen, darf es nicht
noch einmal geben», sagte
Tschäppät. Er wolle weiter dafür
kämpfen, dass TV-Politsendun-
gen in Bern gemacht werden. Wi-
dersinnig findet er, wenn Bun-
desämter in andere Landesteile
verlegt werden. «Wir müssen
schauen, dass sie in der Haupt-
stadtregion bleiben.» Wenn es in-
nerhalb dieses Raums Konkur-
renz um Bundesämter gebe, störe
ihn das nicht. jsz

Collegium generale. «Im Herzen der
Macht? Hauptstädte und ihre Funk-
tion», Vortragsserie. Start, Mitt-
woch, 22. Februar, 18.15 Uhr,
Hauptgebäude Universität.

Bern ist nicht Washington

«Einen nationalen
Wahltag, bei dem im
Bundeshaus keine
Lichter brennen,
darf es nicht noch
einmal geben.»

Alexander Tschäppät

Unbeachtetes Bundeshaus, fast ohne Licht. Das dürfe, findet Alexander Tschäppät, an einem Wahltag in der Hauptstadt nicht mehr vorkommen. Keystone
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